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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 
 

 

AEUV Art 49: 
Niederlassungsfreiheit, Betriebsstätte, Verlust  

Bundesfinanzhof Az: I R 42/22  
Berücksichtigung von finalen ausländischen Betriebsstättenverlusten aus der Beteiligung 
an einer österreichischen Personengesellschaft1. Sind neben den Betriebsstättengewinnen 
nach Art. 7 DBA-Österreich auch die Betriebsstättenverluste aus der Bemessungsgrund-
lage der deutschen Steuer auszunehmen?2. Befinden sich ausländische Betriebsstätten im 
Bezug auf Maßnahmen, die der Ansässigkeitsstaat der (Mutter-)Gesellschaft zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung derer Gewinne ergreift, grundsätzlich nicht in einer mit der 
Situation einer inländischen Betriebsstätte vergleichbaren Situation?3. Besteht im Fall ei-
ner Freistellungsbetriebsstätte keine unionsrechtliche Verpflichtung zur grenzüberschrei-
tenden Berücksichtigung von finalen Verlusten?4. Das Verfahren I R 48/17 war durch 
Beschluss vom 15.12.2020 bis zum Abschluss des beim EuGH anhängigen Verfahrens C-
538/20 ausgesetzt.5. Nach dem EuGH-Urteil vom 22.09.2022 - C-538/20 
(EU:C:2022:717) wird das Verfahren unter dem neuen Az. I R 42/22 (I R 48/17) fortge-
setzt. 

 
 
 

 

AEUV Art 49: 
Niederlassungsfreiheit, Betriebsstätte, Verlust  

Bundesfinanzhof Az: I R 43/22  
Berücksichtigung von finalen ausländischen Betriebsstättenverlusten aus der Beteiligung 
an einer niederländischen Personengesellschaft1. Sind neben den Betriebsstättengewinnen 
nach Art. 5 DBA-Niederlande auch die Betriebsstättenverluste aus der Bemessungsgrund-
lage der deutschen Steuer auszunehmen?2. Befinden sich ausländische Betriebsstätten im 
Bezug auf Maßnahmen, die der Ansässigkeitsstaat der (Mutter-)Gesellschaft zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung derer Gewinne ergreift, grundsätzlich nicht in einer mit der 
Situation einer inländischen Betriebsstätte vergleichbaren Situation?3. Besteht im Fall ei-
ner Freistellungsbetriebsstätte keine unionsrechtliche Verpflichtung zur grenzüberschrei-
tenden Berücksichtigung von finalen Verlusten?4. Das Verfahren I R 49/17 war durch 
Beschluss vom 15.12.2020 bis zum Abschluss des beim EuGH anhängigen Verfahrens C-
538/20 ausgesetzt.5. Nach dem EuGH-Urteil vom 22.09.2022 - C-538/20 
(EU:C:2022:717) wird das Verfahren unter dem neuen Az. I R 43/22 (I R 49/17) fortge-
setzt. 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 
 
 

 
 
 

 

AO § 191 Abs 1 S 1: 
Duldungsbescheid, Vollstreckung, Hypothek, Insolvenz, Restschuldbefreiung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 32/22  
Dürfen Finanzbehörden auch dann noch einen Duldungsbescheid im Sinne der §§ 323 
Satz 1, 191 Abs. 1 Satz 1 AO gegen den Grundstückseigentümer erlassen, wenn dem 
Schuldner der persönlichen Forderung, die durch eine (Zwangssicherungs-)Hypothek be-
sichert ist, nach durchlaufenem Insolvenzverfahren die Restschuldbefreiung erteilt 
wurde? Kann eine systematische Auslegung dieser Vorschriften im Lichte des § 301 Abs. 
2 InsO erfolgen (Akzessorietät zwischen Forderung und Hypothek)? 

 
 
 

 

AO § 218: 
Abrechnungsbescheid, Aufrechnung, Zeitpunkt, Aussetzung des Verfahrens, Ermes-
sensausübung  

Bundesfinanzhof Az: X R 31/21  
Aufrechnung von Vergütungsansprüchen nach dem RVG gegen Ansprüche aus der Ein-
kommensteuer- und Umsatzsteuerfestsetzung1. Erfordert § 226 Abs. 3 AO, dass die Ge-
genforderung, mit welcher der Steuerpflichtige die Aufrechnung erklärt, in dem Zeitpunkt 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist, in dem sich die Forderungen erstmals un-
verjährt gegenüberstanden?2. Muss die Ablehnung einer in der mündlichen Verhandlung 
hilfsweise beantragten Aussetzung des Verfahrens Ausführungen zur Ermessensausübung 
des Gerichts enthalten? 

 
 
 

 

AO § 231: 
Abrechnungsbescheid, Zahlungsverjährung, Verjährung, Änderungsbescheid  

Bundesfinanzhof Az: X R 8/22  
Leben die bereits in 2005 zahlungsverjährten Steueransprüche (1985) für die keinerlei 
verjährungsunterbrechende Maßnahmen (§ 231 AO) ausgebracht wurden, wieder auf, 
wenn die Einkommensteuerfestsetzung des betreffenden Jahres in 2016 geringfügig zu 
Gunsten des Stpfl. geändert wurde? 

 
 
 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 3 - 
 
 

 

AStG § 1 Abs 1 S 1: 
Außensteuerrecht, Betriebsstätte, Fremdvergleich, Verrechnungspreis  

Bundesfinanzhof Az: I R 45/22  
Besteuerung der inländischen Betriebsstätte einer ungarischen KapitalgesellschaftHaben 
Berechnungen nach § 1 Abs. 5 AStG i.V.m. der BsGaV Vorrang vor einer Gewinnermitt-
lung, in der keine Verrechnungen mit dem Mutterhaus vorliegen? 

 
 
 

 

BewG § 14: 
Lebenslängliche Nutzungen und Leistungen, Bewertung, Kapitalwert, Vervielfältiger  

Bundesfinanzhof Az: II R 38/22  
Sind bei der Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen nach § 14 BewG in 
Fällen, in denen § 14 Abs. 2 BewG eine Korrektur bei frühzeitigem Versterben vorsieht, 
die nach § 14 Abs. 1 BewG sich ergebenden Tabellenwerte dergestalt zu korrigieren, dass 
eine doppelte Erfassung von Sterbefällen ausgeschlossen wird?Verstößt die Verwendung 
geschlechtsdifferenzierender Sterbetafeln, wie in § 14 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Satz 4 BewG 
vorgegeben, gegen das spezielle Gebot der Gleichbehandlung von Mann und Frau gem. 
Art. § 3 Abs. 2 und 3 GG? 

 
 
 

 

BewG § 14: 
Lebenslängliche Nutzungen und Leistungen, Bewertung, Kapitalwert, Vervielfältiger  

Bundesfinanzhof Az: II R 41/22  
Sind bei der Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen nach § 14 BewG in 
Fällen, in denen § 14 Abs. 2 BewG eine Korrektur bei frühzeitigem Versterben vorsieht, 
die nach § 14 Abs. 1 BewG sich ergebenden Tabellenwerte dergestalt zu korrigieren, dass 
eine doppelte Erfassung von Sterbefällen ausgeschlossen wird?Verstößt die Verwendung 
geschlechtsdifferenzierender Sterbetafeln, wie in § 14 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Satz 4 BewG 
vorgegeben, gegen das spezielle Gebot der Gleichbehandlung von Mann und Frau gem. 
Art. § 3 Abs. 2 und 3 GG? 

 
 
 

 

BewG § 14: 
Lebenslängliche Nutzungen und Leistungen, Bewertung, Kapitalwert, Vervielfältiger  

Bundesfinanzhof Az: II R 42/22  
Sind bei der Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen nach § 14 BewG in 
Fällen, in denen § 14 Abs. 2 BewG eine Korrektur bei frühzeitigem Versterben vorsieht, 
die nach § 14 Abs. 1 BewG sich ergebenden Tabellenwerte dergestalt zu korrigieren, dass 
eine doppelte Erfassung von Sterbefällen ausgeschlossen wird?Verstößt die Verwendung 
geschlechtsdifferenzierender Sterbetafeln, wie in § 14 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Satz 4 BewG 
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vorgegeben, gegen das spezielle Gebot der Gleichbehandlung von Mann und Frau gem. 
Art. § 3 Abs. 2 und 3 GG? 

 
 
 

 

BewG § 6 Abs 1: 
Schenkungsteuer, Kapitallebensversicherung, Rückkauf, Nießbrauch, Aufschiebende 
Bedingung  

Bundesfinanzhof Az: II R 27/22  
Handelt es sich bei einem im Rahmen eines Schenkungsvertrags bzgl. einer Kapitalle-
bensversicherung für den Rückkaufsfall vereinbarten Nießbrauch um eine aufschiebende 
Bedingung? 

 
 
 

 

EG Art 43: 
Niederlassungsfreiheit, Betriebsstätte, Ausland, Verrechenbarer Verlust  

Bundesfinanzhof Az: I R 44/22  
1. Sind abkommensrechtlich freigestellte "finale" Verluste einer endgültig geschlossenen 
ausländischen Betriebsstätte mangels Vergleichbarkeit der Situation in- und ausländischer 
Betriebsstätten im Inland nicht abzugsfähig?2. Das Verfahren I R 17/16 war durch Be-
schluss vom 13.11.2017 bis zum Abschluss des beim EuGH anhängigen Verfahrens C-
650/16 ausgesetzt und wurde nachfolgend unter dem Az. I R 49/19 (I R 17/16) fortge-
setzt.3. Das Verfahren I R 49/19 (I R 17/16) war durch Beschluss vom 15.12.2020 bis 
zum Abschluss des beim EuGH anhängigen Verfahrens C-538/20 ausgesetzt.4. Nach dem 
EuGH-Urteil vom 22.09.2022 - C-538/20 (EU:C:2022:717) wird das Verfahren unter dem 
neuen Az. I R 44/22 (I R 49/19, I R 17/16) fortgesetzt. 

 
 
 

 

EnergieStG § 51 Abs 1 Nr 1 Buchst d: 
Energiesteuer, Erdgas, Steuerentlastung, Verheizen, zweierlei Verwendungszweck  

Bundesfinanzhof Az: VII R 38/22  
1. Stellt die Trocknung von Mischsäure in einer Säureregenerationsanlage einen weiteren 
Verwendungszweck im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG dar oder ist sie 
unmittelbare Folge des Verheizens eines Energieerzeugnisses? 
2. Stellt die Trennung zweier Substanzen durch das bei der Verbrennung von Erdgas ent-
standene Rauchgas einen die Entlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d EnergieStG 
rechtfertigenden weiteren Verwendungszweck dar? 
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EnergieStG § 51: 
Energiesteuer, Steuerentlastung, Antrag, Wirksamkeit, Willenserklärung, Unter-
schrift, Frist  

Bundesfinanzhof Az: VII R 1/23  
Liegt die für einen form- und fristgerechten Antrag auf Energiesteuerentlastung erforder-
liche empfangsbedürftige Willenserklärung vor, wenn der vorgeschriebene amtliche An-
tragsvordruck lediglich als Kopie und mit kopierter Unterschrift zusammen mit anderen 
Unterlagen außerhalb des nach der verwaltungsseitigen Geschäftsordnung vorgesehenen 
Postlaufs sowie der durch die EnergieStV festgelegten Frist --im Rahmen einer steuerli-
chen Außenprüfung-- einem nicht für die Antragsbearbeitung zuständigen Angehörigen 
eines Hauptzollamts übergeben wird? 
Das Verfahren VII R 44/19 war durch Beschluss vom 08.06.2021 bis zur Entscheidung 
des EuGH in dem Verfahren C-553/21 ausgesetzt. Das Verfahren wurde wieder aufge-
nommen. 

 
 
 

 

ErbStG § 14: 
Mittelbare Grundstücksschenkung, Vorerwerb, Feststellungsbescheid, Grundlagenbe-
scheid, Erbschaftsteuer, Änderungsmöglichkeit  

Bundesfinanzhof Az: II R 45/22  
Handelt es sich bei den zusätzlichen Erläuterungen in einem Erbschaftsteuerbescheid 
bzgl. der nicht gegebenen Einwendungsmöglichkeiten in Bezug auf die festgestellten 
Grundbesitzwerte um eine fehlerhafte Belehrung i.S. des § 356 Abs. 2 Satz 1 AO, sodass 
der Erbschaftsteuerbescheid nicht in Bestandskraft erwachsen ist? Kann infolgedessen 
aufgrund eines geänderten Feststellungsbescheids für den Grundbesitz für Zwecke des 
Vorerwerbs auch die Erbschaftsteuerfestsetzung geändert werden? 

 
 
 

 

EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 1: 
Gesellschafterdarlehen, Atypische stille Gesellschaft, Forderungsverlust, Betriebsauf-
gabe  

Bundesfinanzhof Az: IV R 8/20  
Sind bei einer GmbH & atypisch Still Forderungsverluste des stillen Gesellschafters ge-
gen die GmbH bereits im Zeitpunkt der Veräußerung sämtlichen Anlagevermögens der 
GmbH und der Einstellung ihres Geschäftsbetriebs realisiert, wenn mit einer Auskehrung 
von Vermögen an den Forderungsinhaber im Rahmen der Liquidation nicht mehr zu rech-
nen ist, oder kommt es --infolge der Gleichstellung mit anderen Mitunternehmerschaften-
- auf den Zeitpunkt der Betriebseinstellung der atypisch stillen Gesellschaft an? 
Das Verfahren IV R 7/17 wurde durch Beschluss vom 08.11.2018 ausgesetzt. Nach Wie-
deraufnahme wird es unter dem Aktenzeichen IV R 8/20 fortgeführt. 
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EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 2: 
Betriebsaufgabe, Sonderbetriebsvermögen, Gesellschafterdarlehen, Teilwertabschrei-
bung, Negatives Kapitalkonto  

Bundesfinanzhof Az: IV R 28/22  
Führte die Einstellung des Restaurantbetriebs im Streitfall zur Betriebsaufgabe und damit 
zur Auflösung des negativen Kapitalkontos der Kommanditistin, oder war im Hinblick 
auf die Absicht, ein Catering und Eventmanagement zu betreiben, von einer Fortführung 
auszugehen? Führt eine Betriebsaufgabe stets zum Wegfall des Korrespondenzprinzips, 
so dass danach eine Teilwertberichtigung des Gesellschafterdarlehens im Sonderbetriebs-
vermögen in Betracht kommt? 

 
 
 

 

EStG § 15a Abs 1 S 1: 
Kommanditist, Kapitalkonto, Rücklage, Übertragung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 24/22  
Ist ein im Zusammenhang mit der Übertragung einer Rücklage nach § 6b EStG für einen 
Kommanditisten eingerichtetes Sonderkonto Bestandteil seines Kapitalkontos im Sinne 
von § 15a EStG? 

 
 
 

 

EStG § 32 Abs 4 S 1 Nr 2 Buchst d: 
Kindergeld, Freiwilligendienst, Wehrdienst, Studium  

Bundesfinanzhof Az: III R 43/22  
1. Ist ein nach Beendigung der Grundausbildung absolvierter freiwilliger Wehrdienst als 
(militärische) Ausbildung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG anzuse-
hen? Entspricht der freiwillige Wehrdienst dem freiwilligen sozialen Jahr nach § 2 Abs. 
2d BKGG? 
2. Handelt es sich im Falle einer parallelen Verfolgung zweier Ausbildungswege um eine 
dem Kind zuzubilligende Orientierungsphase, wenn die Absicht besteht den ersten Weg 
für den alternativen Weg zu beenden? Konnte die Ausbildungsbereitschaft bis zur Auf-
nahme des Studiums hinreichend nachgewiesen werden? 
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EStG § 33 Abs 3: 
Außergewöhnliche Belastung, Beihilfe, Beihilfefähigkeit, Entlastung, Verfassung, 
Krankheitskosten, Zumutbare Belastung  

Bundesverfassungsgericht Az: 2 BvR 1579/22  
Anwendung des § 33 Abs. 3 EStG auf sogenannte beihilfefähige Aufwendungen im 
Krankheitsfall verfassungsgemäß--Verfassungsbeschwerde-- 

 
 
 

 

EStG § 4 Abs 1 S 3: 
Entnahme, Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht, Entstrickung  

Bundesfinanzhof Az: I R 41/22  
Kann die Änderung eines DBA zur Verwirklichung des Entnahmetatbestands nach § 4 
Abs. 1 Satz 3 EStG führen (sog. passive Entstrickung)? 

 
 
 

 

EStG § 4 Abs 1: 
Bilanzierungsgrundsätze, Aktivierungspflicht  

Bundesfinanzhof Az: I R 40/22  
Aktivierung von Ansprüchen aus einer Rückbauverpflichtung1. Sind die Bilanzierungs-
grundsätze der BFH-Urteile vom 17.02.1998 - VIII R 28/95 (BFHE 186, 29, BStBl II 
1998, 505), vom 20.05.1992 - X R 49/89 (BFHE 168, 182, BStBl II 1992, 904) und vom 
12.02.2015 - IV R 29/12 (BFHE 249, 177, BStBl II 2017, 668) anwendbar?2. Sind An-
sprüche anlässlich der Beendigung eines Mietverhältnisses aktivierungspflichtig? 

 
 
 

 

EStG § 5 Abs 1: 
Arbeitgeber, Rückstellung, Erfüllungsrückstand, Alter, Freistellung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 22/22  
Darf der Arbeitgeber eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten oder wegen dro-
hender Verluste bilden, weil er seinen Arbeitnehmern nach dem Tarifvertrag ab einer 
mindestens zehnjährigen Betriebszugehörigkeit und Überschreiten der Altersgrenze von 
60 Jahren zusätzliche bezahlte Altersfreizeit von zwei Arbeitstagen je vollem Jahr der Be-
triebszugehörigkeit zu gewähren hat? 
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EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 31/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 32/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 33/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 34/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
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auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 35/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 38/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 5: 
Mitunternehmeranteil, Rechtsnachfolge, Unterschiedsbetrag, Tonnagebesteuerung, 
Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 39/22  
Liegt eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung vor, weil der mit dem Abzug-
steuerentlastungsmodernisierungsgesetz eingefügte § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG, wonach im 
Falle der Übertragung eines Mitunternehmeranteils zum Buchwert der Unterschiedsbetrag 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, in allen nach dem 31.12.1998 begonnenen Wirt-
schaftsjahren anzuwenden ist? 
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EStG § 92a Abs 1 S 1 Nr 1: 
Altersvorsorgevermögen, Wohnungswirtschaftliche Verwendung, Entnahme, Darle-
hen, Bürgschaft  

Bundesfinanzhof Az: X R 6/22  
Gestattung der Entnahme von gefördertem Altersvorsorgevermögen zur Tilgung eines 
Darlehens des Ehemannes der Klägerin für die Anschaffung oder Herstellung einer Woh-
nung, die im gemeinschaftlichen Eigentum beider Ehegatten steht und von diesen ge-
meinsam selbst genutzt wird:Ist lediglich der Darlehensnehmer berechtigt, gefördertes 
Kapital zu entnehmen oder aber auch die mithaftende Ehefrau, welche eine selbstschuld-
nerische Bürgschaft in Bezug auf die Darlehen abgegeben hat, eine Grundschuld zur Si-
cherung der Darlehen auf ihr Eigentum aufgenommen hat und daher für die Schuld aus 
dem Darlehensvertrag ebenfalls eintrittspflichtig ist?Sinn und Zweck des § 92a EStG? 

 
 
 

 

FGO § 52d: 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Rechtsanwalt, Bevollmächtigter, Elektronische 
Übermittlung  

Bundesfinanzhof Az: II R 44/22  
Ist für die Beurteilung, ob eine elektronische Übermittlungspflicht gemäß § 52d FGO be-
steht, auf die Gesellschaftsform (Wirtschaftsprüfungsgesellschaft), oder auf für diese org-
anschaftlich handelnden Partner (Rechtsanwalt) abzustellen?Ist das Finanzgericht ver-
pflichtet auf § 52d FGO hinzuweisen und wenn ja, welche Anforderungen sind an den 
Hinweis zu stellen? 

 
 
 

 

FGO § 52d S 2: 
Zulässigkeit, Klagefrist, Form  

Bundesfinanzhof Az: VII R 34/22  
1. Sind vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende 
Anträge und Erklärungen als elektronisches Dokument zu übermitteln, wenn für die be-
traute und im Sinne des § 52d Satz 2 FGO vertretungsberechtigte Rechtsanwaltsgesell-
schaft (hier: zum Zeitpunkt der Klageerhebung) kein sicherer Übermittlungsweg nach § 
52a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 FGO zur Verfügung stand? Sind Rechtsanwaltsgesellschaften 
vom Anwendungsbereich des § 52d FGO ausgenommen? Spielt eine individuelle Qualifi-
kation des gemäß § 62 Abs. 2 Satz 3 FGO Handelnden nach dem Wortlaut des insoweit 
allein auf die Vertretungsberechtigung abstellenden § 52d Satz 2 FGO eine Rolle? Nimmt 
die FGO Bezug auf die Regelungen der BRAO? 
2. Wurde eine Rechtsbehelfsbelehrung zur Einspruchsentscheidung unrichtig erteilt, wenn 
sie keine Angaben zu einer etwaig bestehenden Pflicht zur Übermittlung der Klage als 
elektronisches Dokument nach § 52d FGO enthält? 
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GewStG § 8 Nr 1 Buchst e: 
Gewerbesteuermessbetrag, Hinzurechnung, Miete, Arbeitnehmer, Anlagevermögen  

Bundesfinanzhof Az: III R 39/22  
Handelt es sich bei zum Zwecke der Geschäftstätigkeit von Arbeitnehmern angemieteten 
Unterkünften um (fiktive) Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens? Ist eine gewerbesteu-
errechtliche Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG ausgeschlossen? 

 
 
 

 

GG Art 20 Abs 3: 
Akteneinsicht, Steuergeheimnis, Betriebsprüfung  

Bundesfinanzhof Az: II R 35/22  
Hat der Steuerpflichtige einen Anspruch gemäß Art. 20 Abs. 3, Art. 19 Abs. 4 GG und 
Art. 41 Abs. 2 Buchst. a EU-GR-Charta auf vollständige Akteneinsicht, inklusive einer 
anonymen Anzeige im Betriebsprüfungsverfahren entgegen den Beschränkungen auf-
grund des Steuergeheimnisses i.S. des § 30 AO? 

 
 
 

 

InvStG § 56 Abs 2: 
Freistellung, Aktienfonds, Veräußerung, Verfassungsmäßigkeit  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 15/22  
Sind die Regelungen des § 56 Abs. 2 und Abs. 3 InvStG im Zusammenwirken mit der 
Teilfreistellung nach § 20 Abs. 1 InvStG verfassungswidrig, auch soweit die Steuerlast 
den tatsächlich erzielten Veräußerungsgewinn übersteigt? 

 
 
 

 

KStG § 14 Abs 1 S 1 Nr 3 S 1: 
Gewinnabführungsvertrag, Tatsächliche Durchführung, Organschaft  

Bundesfinanzhof Az: I R 37/22  
Wann gilt ein Gewinnabführungsvertrag als tatsächlich durchgeführt? 

 
 
 

 

KStG § 8 Abs 3 S 2: 
Verdeckte Gewinnausschüttung, Umsatztantieme, Minderheitsaktionär  

Bundesfinanzhof Az: I R 36/22  
Können Umsatztantiemen bei Minderheitsaktionären verdeckte Gewinnausschüttungen 
darstellen? 
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SchaumwZwStG § 14: 
Beförderung, Steueraussetzung, Sicherheitsleistung, Steuerentstehung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 33/22  
1. Ist für eine wirksame Eröffnung einer Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren 
im Verfahren der Steueraussetzung die Leistung einer Sicherheit vom zugelassenen La-
gerinhaber als Versender erforderlich?2. Würde diese Sicherheit in ihrer Höhe der Steuer 
entsprechen müssen, die bei der Überführung der beförderten verbrauchsteuerpflichtigen 
Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr im Steuergebiet entsteht?3. Führt eine Beför-
derung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren zwar unter Erstellung eines elektronischen 
Verwaltungsdokuments, aber ohne oder ohne im vorgenannten Sinne ausreichende Si-
cherheitsleistung dazu, dass der Teil der Waren, deren steuerlicher Wert nicht oder nicht 
mehr von der Sicherheitsleistung abgedeckt wird, mit der Entnahme aus dem Steuerlager 
und mit der Folge der Steuerentstehung in den steuerrechtlich freien Verkehr tritt? 

 
 
 

 

UStG § 2 Abs 2 Nr 2: 
Organschaft, Organisatorische Eingliederung, Bank, Aktiengesellschaft  

Bundesfinanzhof Az: XI R 33/22  
Umsatzsteuerrechtliche Organschaft - Voraussetzungen der organisatorischen Eingliede-
rung einer Bank in ihren alleinigen GesellschafterKönnen Umstände, die eine faktische 
Einflussmöglichkeit auf die laufende Geschäftsführung und das Geschäftsleitungsgre-
mium gewähren, geeignet sein, eine organisatorische Eingliederung zu bewirken?Muss 
eine Personenidentität in den Leitungsgremien von Organträger und Organgesellschaft 
bestehen oder ein Beherrschungsvertrag vorliegen, um eine umsatzsteuerrechtliche Org-
anschaft zu begründen?Liegt ein Verstoß gegen Art. 3 GG im Hinblick auf die umsatz-
steuerrechtliche Behandlung von Unternehmen der Finanzdienstleistungsbranche vor?Das 
Verfahren XI R 16/19 ruhte durch Beschluss vom 05.10.2021 bis zur Entscheidung des 
EuGH in den dortigen Verfahren C-141/20 und C-269/20. Das Verfahren wurde unter 
dem jetzigen Aktenzeichen XI R 33/22 wieder aufgenommen. 

 
 
 

 

ZK Art 236 Abs 1: 
Antidumpingzoll, Erstattung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 2/23  
Erstattung von Antidumpingzoll, der auf die Einfuhren von Schuhen aus der VR China 
und Vietnam erhoben worden ist, nach Entscheidung des EuGH in den Verfahren C-
659/13 und C-34/14.Hätte das finanzgerichtliche Verfahren bis zur Entscheidung des 
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EuGH in der Sache C-256/16 (Vorlage des FG Düsseldorf zur Gültigkeit der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2016/223) ausgesetzt werden müssen?Das Verfahren wird fortge-
setzt, nachdem der EuGH mit Urteilen vom 19.06.2019 - C-612/16 und vom 09.06.2021 - 
T-781/16 rechtskräftig entschieden hat und die Verfahren T-782/16 und T-861/16 aus 
dem Register gelöscht wurden (T-790/16). 

 


